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1. Änderungssatzung der Gemeinde Hoppenrade 

über die Erhebung von 

Beiträgen für den Ausbau von Straßen, Wegen und Plätzen vom 

25.05.2016 

(Straßenbaubeitragssatzung) 

 

Aufgrund des § 5 der Kommunalverfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 13. Januar 1998 (GVOBl. M-V S. 29), zuletzt geändert durch Gesetz vom 10. 

Juli 1998 (GVOBl. M-V S. 634) und der §§ 1, 2 und 8 des Kommunalabgabengesetzes des Landes 

Mecklenburg-Vorpommern vom 1. Juni 1993 (GVOBl. M-V 1993, S. 522; berichtigt S. 916) wird nach 

Beschlussfassung Nr. 06/2016 der Gemeindevertretung Hoppenrade in ihrer Sitzung vom 25.05.2016 

folgende 1. Änderungssatzung zur Satzung vom 24.06.2003 erlassen: 

 

Artikel 1  

In § 3 wird Absatz (2) wie folgt neu gefasst: 

Zum beitragsfähigen Aufwand gehören  

insbesondere die Kosten für  
Anteile der Beitragspflichtigen am beitragsfähigen Aufwand  

  AnliegerstraßeInnerortsstraßeHauptverkehrsstraße

1. Fahrbahn (einschl. Sicherheitsstreifen,  

Rinnensteine) 

75 % 50 % 25 % 

2. Radwege (einschl. Sicherheitsstreifen) 75 % 50 % 30 % 

3. Kombinierte Geh- und Radwege (einschl. 

Sicherheitsstreifen und Bordsteine) 

75 % 60 % 40 % 

4. Gehwege (einschl. Sicherheitsstreifen und 

Bordstein) 

75 % 65 % 55 % 

5. Unselbständige Park- und Abstellflächen 75 % 55 % 40 % 

6. Unselbständige Grünanlagen, 

Straßenbegleitgrün 

75 % 60 % 50 % 

7. Beleuchtungseinrichtungen 75 % 60 % 50 % 

8. Straßenentwässerung 75 % 55 % 40 % 

9. Bushaltebuchten 75 % 50 % 25 % 

10.Verkehrsberuhigte Bereiche und Mischflächen 75 % 60 % – 

11.Fußgängerzonen 60 % 

12.Außenbereichsstraßen siehe § 3 Abs. 3 

13.Unbefahrbare Wohnwege 75 % 
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Zum beitragsfähigen Aufwand gehören ferner die Kosten für  

– den Erwerb der erforderlichen Grundflächen einschließlich der der beitrags-

fähigen Maßnahme zuzuordnenden Ausgleichs- und Ersatzflächen 

– (hierzu gehört auch der Wert der von der Gemeinde aus ihrem Vermögen bereit-

gestellten Flächen im Zeitpunkt der Bereitstellung), 

– die Freilegung der Flächen, 

– die Möblierung einschließlich Absperreinrichtungen, Pflanzbehälter und Spielgeräte,

– die Böschungen, Schutz- und Stützmauern, 

– Bauleitungs- und Planungskosten eines beauftragten Ingenieurbüros, 

– den Anschluss an andere Einrichtungen. 

Sie werden der jeweiligen Teileinrichtung (Nr. 1–13) entsprechend zugeordnet. 

 

 

Artikel 2 

Neu gefasst wird: 

§ 11  

Datenverarbeitung 

 

Zur Ermittlung der Beitragspflichtigen und zur Festsetzung der Straßenbaubeiträge nach dieser Satzung ist die 

Erhebung grundstücks- und personenbezogener Daten nach dem Landesdatenschutzgesetz beim Amt Krakow 

am See (Einwohnermeldekartei, Grundsteuerkartei, Gewerbemeldestelle), den Bauordnungsbehörden 

(Bauakten), den Katasterämtern, dem Amtsgericht (Grundbuchamt) und dem Wasserver- und 

Abwasserentsorgungszweckverband (WAZ) zulässig. 

Soweit zur Beitragserhebung nach dieser Satzung im Einzelfall erforderlich, dürfen bei anderen Behörden 

vorhandene personenbezogene Daten eingeholt werden. Die Daten dürfen von der datenverarbeitenden Stelle 

nur zum Zweck der Beitragserhebung nach dieser Satzung weiterverwendet werden.  

Artikel 3 

§ 11 wird zu § 12.  

 

Diese Änderungssatzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.  

Hoppenrade, den 25.05.2016 

gez. Birgit Kaspar 

Bürgermeisterin 
 
Hinweis: 
Hiermit ist die vorstehende Satzung öffentlich bekannt gemacht. Soweit beim Erlass dieser Satzung gegen 

Verfahrens- und Formvorschriften verstoßen wurde, können diese Verstöße entsprechend § 5 Abs. KV M-V nur 

innerhalb eines Jahres schriftlich, unter Bezeichnung der verletzten Vorschrift und der Tatsache aus der sich der 

Verstoß ergibt, gegenüber dem Ortsrechtsgeber geltend gemacht werden. Diese Frist gilt nicht für die 

Verletzung von Anzeige-, Genehmigungs- und Bekanntmachungsvorschriften, die stets geltend gemacht 

werden können. Die Satzung wurde dem Landrat des Landkreises Rostock als untere Rechtsaufsichtsbehörde 

angezeigt. 

Krakow am See, den 06.06.2016 

gez. D. Lommack 

Amt Krakow am See 

 


